2. Fertigung

Gemeinde Wutoschingen

Landkreis W a l d s h u t

S atzung

iiber den Bebauungsplan fir das Gebiet " A2 ck e r 1 e "

im Ortsteil Degernau

Auf Grund der §§ 1 bis 2a, 8 bis 10 des Bundesbaugesetzes
vom 18.08.76 ( BGBl. I S.2256 ) ( BBauG ), §§ 111 Abs.1,

112 Abs.2 Nr.2 der Landesbauordnung filir Baden~Wurttemberg
vom 20.06.1972 ( Ges.Bl. S.352 ) ( LBO ) in Verbindung mit

§ 4 der Gemeindeordnung fiir Baden-Wirttemberg i.d.F. der Be-
kanntmachung vom 22.12.1975 ( Ges.Bl. 1976 S.1 ) hat der
Gemeinderat am VY. Jifii 14/ den Bebauungsplan filir das Gebiet
" dckerle " im Ortsteil Degernau als Satzung beschlossen.

§ 1

Raumlicher Geltungsbereich des Bebauungsplanes

Der raumliche Geltungsbereich des Bebauungsplanes ergibt
sich aus der Festsetzung der Planungsgrenzen im Zeichneri-
schen Teil des Bebauungsplanes ( § 2 Ziff. 1 ).

§ 2

Bestandteile des Bebauungsplanes

Der Bebauungsplan besteht aus:

Teil I ~ Zeichnerischer Teil - MaBstab 1:1000
Teil II - Textteil - Bebauungsvorschriften

Als Anlagen sind ihm beigefiigt:

Anl. I - Begriindung
Anl. II - Ubersichtsplan - MaBstab 1:5000
§ 3

Ordnungswidrigkeiten

Ordnungswidrig im Sinne von § 112 LBO handelt, wer den auf
Grund von § 111 LBO ergangenen Bestandteilen dleser Satzung
zuwiderhandelt.

)
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§ 4
Inkrafttreten
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Diese Satzung tritt mit ihrer Bekanntmachung 1n Kraft.
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WutS8schingen, den | ©. Juni 1979 Waldshut, ¢en 2.8,

Blirgermeisteramt
u ister: ]
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2. Fertigung Teil II

- Textteai1l - desl ?::;2.-l. taos T 23,

Bebauungsvorschrif f£ft e n

T u, 7\").’);_‘. ind f <d
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zum Bebauungsplan fir das Gebiet " A c k e r 1 e " der Ge-
. i, ; ; I Aufirag. o7 AN\
meinde Wut o schingen, Ortsteil Degé%ﬁaﬁ; Lan%—

kreis Waldshut. _ 1\ ;

A. Rechtsgrundlagen iueﬁ/
= e

1. §§8 1 bis 2a, 8 bis 10 des Bundesbaugesetzes vom 18.08.76
( BGB1. I S.2256 ) ( BBauG ).

2. §§ 1 - 23 der Verordnung iiber die bauliche Nutzung der
Grundstiicke ( Baunutzungsverordnung ) i.d.F. vom 15.09.77
( BGB1. I 8.1757 ) ( BauNVO ).

3. §§ 1 - 3 der VO iiber die Ausarbeitung der Bauleitpline
sowie iliber die Darstellung des Planinhalts ( Planzeichen-
verordnung ) vom 19.01.68 ( BGBl. I S.21 ).

4. § 111 der Landesbauordnung fiir Baden-Wirttemberg i.d.F.
vom 20.06.72 ( Ges.Bl. S.352 ) ( LBO ).

B. Festsetzungen

I. Art der baulichen Nutzung

§ 1
Baugebiet

Der gesamte radumliche Geltungsbereich des Bebauungsplanes ist

- Reines Wohngebiet - nach § 3 BauNVO.
§ 2
Ausnahmen
Die in § 3 Abs.3 BauNVO vorgesehenen Ausnahmen sind nicht Be-

standteil des Bebauungsplanes.

§ 3

Neben- und Versorgungsanlagen

1) Nebenanlagen im Sinne des § 14 Abs.l BauNVO sind unter den

dort genannten Voraussetzungen zuladssig.



2) Versorgungsanlagen im Sinne des § 14 Abs.2 BauNVO k&nnen
als Ausnahmen zugelassen werden, soweit sie nicht in den

offentlichen Verkehrsfldchen untergebracht werden kdnnen.

IT. MaBl der baulichen Nutzquﬁjm%,,

§ 4

Allgemeines

Wiiivs b e B o, 4
1) Das MaB der baulichen Nutzung wird fur die€ einzelnen Grund—
sticke bestimmt durch die maBliche Festsetzung der uberbaubaren

{ .!\ /': Iy

Grundstiicksfliache und der Zahl der Vollgeschosse.‘ff A‘ifm

2) Die filir die einzelnen Grundstiicke unterschledllche Grund—
flachenzahl ergibt sich aus der jeweiligen iberbaubaren Grund—
stliicksflache in Abhangigkeit mit der in der Bodenordnung ge—
bildeten GrundstilicksgrofBe. Dabei diirfen die Hochstwerte von

§ 17 Abs.l BauNVO nicht iiberschritten werden.

§ 5

Zuldssiges MaB der baulichen Nutzung

1) Die Festsetzung der iiberbaubaren Grundstilicksflachen und

der Zahl der Vollgeschosse erfolgt durch Planeintrag.

2) Die Zahl der Vollgeschosse ist jeweils zwingend festge-
setzt, wobei die nach § 2 Abs.8 Nr.2 u.3 LBO anzurechnenden
Sockelgeschosse jeweils als ( S ) gesondert ausgewiesen sind.
Hierbei diirfen die Geb&dude bergseitig jeweils nur mit einem

VollgeschoB in Erscheinung treten.

3) Im gesamtgn Planungsgebiet sind in Anwendung der Vorschrift
von § 3 Abs/3) BauNVO nur Wohngebiude mit nicht mehr als 2 Woh-

nungen zuldssig.

III. Bauweise und lberbaubare Grundstiicksflichen

§ 6

Bauweise

Festgesetzt wird die offene Bauweise. Fiir die Stellung und

Firstrichtung der Gebidude sind die Planeintragungen maBgebend.
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§ 7

Uberbaubare Grundstiicksflichen

1) Die Festsetzung von allseitigen Baugrenzen erfolgt durch
maBlichen Planeintrag der Grenz- und StraBenabstinde. Damit

sind die Uberbaubaren Grundstiicksflachen festgelegt.

2) Auf den als nicht iberbaubar ausgewiesenen Grundstiicks-
fldchen sind Neben- und Versorgungsanlagen im Sinne des § 14

BauNVO zuldssig, soweit sie keine oberirdischen Gebidude sind.

3) Die Flachen fiir Garagen sind mit ihren Einfahrten gesondert
ausgewiesen, wobel die planliche Aufnahme aus der sti3dtebau-
lichen Gesamtplanung entwickelt wurde und jeweils als Planungs-

a2

Empfehlung dienen soll.

IV. Baugestaltung

§ 8 Waidshut, den 2 B,
Gestaltung der Bauten pa Sy

1) In der GrundrifBlgestaltung ist nach Méglichkéitgeine\Recﬁ¢—
eckform mit einer Gebdudeldngsseite von mindestens 10 m anzp-
streben. Filir die Hochstlange der Gebidude sind die festgegéfﬁ—
ten Baugrenzen mallgebend. Geschlossene GrundriBgestaltuné/ist

vorzuziehen.

2) Die Dachneigungen sind durch Planeintrag festgesetzt. Sie
konnen in Ausnahmefdllen bis zu 20 % unterschritten, Jjedoch

nicht {iberschritten werden. Ruhige Dachformen sind anzustreben.

3) Die Farbe der Dachdeckung muB in jedem Falle dunkel und
nicht glanzend gewdhlt werden. Dachgaupen und Dachaufbauten
sind nicht gestattet, Dacheinschnitte nur bis maximal 1/3-tel

der Gesamttraufldnge zuldssig.

4) An Stelle der vorgeschriebenen Sattelddcher sind ausnahms—
weise auch Abwalmungen sowie gebrochene und ungleichseitige
Satteldacher mit Firstverlagerung zur Bergseite dann Zulassig,
wenn dadurch diejenige FirsthShe nicht iiberschritten wird,

welche bei der Anlage von Sattelddchern vorgeschriebener Nei-

gung entstehen wiirde.

5) Die HOhe Oberkante Decke iiber Keller- bzw. SockelgeschoB
ist moéglichst gering zu halten. Sie darf bei Gebiduden talseits



von StraBen nicht iber 0,30 m iber Fahrbahn— bzw. Gehwegbund
betragen. Uberschreitungen sind ausnahmsweise nur dort zu-

ldssig, wo sie wegen der KanalisatiQnshéhénuunvermeidbar sind.

6) Die Traufhdhe, festgelegt als Schnittpunkt defjgﬁ@enkante
der Gebdaude mit dexr Dachfldche, darf bérgSeitig nich%:mehr

als 3,50 m liber dem gewachsenen, unveranderten Geléq&e be-
tragen. die hierfir maBgebliche Geldndehdhe ist du;@ﬁ Gelande-

schnitte im Baugesuch nachzuweisen.

7) Bei der AuBengestaltung ist in der Materialverwendung auf
die landschaftlich iibliche Bauweise Ricksicht zu nehmen. Auf-

fallende und grell wirkende Farbgebung ist zu vermeiden.

§ 9
Garaden und Einstellpldtze

1) Samtliche Garagen und Einstellpldtze sind in ihrer nach

der Nutzung der Hauptgebadude bedingten Anzahl und GrofBe nach
den Bestimmungen von § 69 LBO und den jeweiligen Richtsdtzen
mit dem Hauptgebdude zusammen zu planen. IThre beabsichtigte
Anordnung mul3 zusammen mit den Bauvorlagen des Hauptgebdudes

beurteilt werden konnen.

2) Dabei ist ein gestalterischer Zusammenhang der Garagen mit
dem Hauptgebaude anzustreben. Das Einbinden in das Hauptge-
baude oder der Anbau an dasselbe ist vorzuziehen, ebenso ist
oberhalb von StraBen der Einbau in das ansteigende Gelande

anzustreben.

3) Die Dadcher von freistehenden Garagen sind als Flachdicher
auszubilden. Die Hohe iiber dem eingeebneten Geldnde darf, auch

talseitig, nicht iiber 2,50 m betragen.

4) Vor jeder Garage mit direkter Zufahrt von &ffentlichen Ver-
kehrsfldchen ist ein Stauraum ausreichender Tiefe ( mindestens
5,50 m ) auf privatem Gelande auBlerhalb von Einfriedigungen

anzulegen.

§ 10
Grundstiicksgestaltung

1) Auffiillungen und Abtragungen bzw. Terrassierungen sind so
durchzufihren, dall die natilirlichen, gegebenen Gelindeverhialt-

nisse moglichst wenig verandert oder beeintrachtigt werden.



Die Gelandeverhdltnisse der Nachbargrundstiicke sind dabei

sorgfaltig zu beachten.

‘,r

2) Jegliche beabsichtigte Gelandeveranderung, Auffullung
oder Abtragung ist im Baugesuchsverfahren mit" ausrelchenden
priffadhigen Unterlagen, wie Gelandeschnltten an samtl;qhen
GebdudeauBenkanten u.a., planlich zu belegen. Aqudie de-
nehmigungspflicht solcher MaBnahmen an Gebiuden nach @ 89

Abs.l Ziff. 23 LBO wird ausdriicklich verwiesen.. ,9;’/

3) Vorgidrten und alle unbebauten Grundstiicksteile sind als

geordnete Grinflachen anzulegen und zu unterhalten.

4) Vorpldtze und private Verkehrsfldchen miissen planiert und

befestigt werden. Sie miissen eigene Entwadsserung erhalten.

§ 11

Einfriedigungen

1) Geschlossene, zaunartige Abgrenzungen von Grundstiicken

sind nach Moglichkeit zu vermeiden. Wo sie aus zwingenden Griin-
den erforderlich werden, sind sie gestalterisch einander anzu-
passen. Lockere Abgrenzungen mit bodenstandigen Hecken, Striau-

chern und Gehdlzen sind vorzuziehen.

2) Einfriedigungen an StraBen und alle seitlichen Einfriedi-
gungen bis zur Verlidngerung der Gebidudeflucht hinein sind nur
bis zu einer HGChe von 0,80 m zugelassen. Die iibrigen Einfrie-

digungen sollen nicht iiber 1,20 m hoch sein.

3) Massive freistehende Sockel sind nur bis zu einer freien
Hohe von 0,30 m zuldssig, massive Stiitzmauern bergseitig wvon
StraBen diirfen nicht hoher als 0,80 m ausgefiihrt werden. Die

Verwendung von Stacheldraht ist untersagt.

4) Einfriedigungen an StraBenseiten ohne Gehweg und langs der
landwirtschaftlich genutzten Grundstiicke miissen jeweils um

0,50 m von der Grundstiicksgrenze zuriickgenommen werden.

V. Nachrichtlich ilibernommene Festsetzungen

§ 12

Festsetzungen zur Verkehrssicherung

1) Langs der LandesstraBe 163 a ist durch Planzeichen ein



Schutzstreifen von 20 m Breite ab Fahrbahnrand festgelegt,
innerhalb dessen keinerlei Bebauung zulassig ist und auch
keine Nebenanlagen im Sinne des § 14 BauNVO errichtet werden

dirfen.

2) zufahrten und Zugdnge zur LandesstraBe sind nicht gestat-
tet, wozu eine Zufahrtsperre langs der westlichen Planungs-

grenze festgelegt ist.

3) An der Einmiindung der GemeindestraBe bei Punkt A in die
LandesstraBe ist ein Sichtdreieck maBlich im Planteil fest-—
gesetzt. Innerhalb dieser Sichtfladche ist jede Bebauung, Be-
pflanzung, Einzdunung oder sonstige Nutzung mit einer HShe
iber 0,80 m iliber Fahrbahnoberkante der Landesstrafie und der

Gemeindestralle untersagt.

4) Mit der Errichtung von Gebduden darf erst begonnen werden,
wenn die erforderliche ErschliefungstraBe mindestens insoweit
angelegt und entsprechend befestigt ist, daB Zugang und Zu-
fahrt zu den Baugrundstiicken iiber diese ErschlieBungsstrale

gesichert ist.
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Aufstellung beschlossen

gemaB § 2 Abs.l BBauG vom 18.08.76

durch GemeinderatsbeschluB vom 77 %73  Der Biirgermeister:
EMEIN s r—r?
0\ @ S W
Ausgearbeitet \s. @ig =) i
G A S rd
{osgins” r

gemd § 2 Abs.3 BBauG vom 18.08.76

Vi
im Auftrag der Gemeinde Der Planer: 42%;/
i
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FETER EZHRLE
) . CIPL.-ING. FREIER ARCHITEKT
Burgerbeteiligung 7888 RMHEINFELDEN

FRIEDR.-EBERT-STR. 3 TEL.82 81

gemdB § 2a Abs.2 BBauG vom 18.08.76
durch éZ€»¢zz A s T o Bb é377.??_}_ Der Biirgermeister:
/ 7/ AENEI5

‘.'be 5 A
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Offentlich ausgelegen ﬁé
o

gemdB § 2a Abs.6 BBauG vom 18.08.76
in der Zeit vom 18.2.79 bis 30.3.79
nach Bekanntmachung vom 26.1.79

Als Satzung beschlossen

gemdB § 10 BBauG vom 18.08.76
durch Gemeinderatsbeschlu3 vom 16, Juni 19; Der Blirgermeister:

Genehmigt

gemdB § 11 BBauG vom 18.08.76
durch Landratsamt Waldshut am Zé,f‘féfﬁ

Rechtskraftig

gemdB3 § 12 BBauG vom 18.08.76

durch die Bekanntmachung vom ‘7% 7¢.7¢/9 - Der Blirgermeister:
: "



2. Fertigung Anlage I

Ganehmict qe
Begrindundggi.y.,.

zum Bebauungsplan fiir das Gebiet " A ¢k @'r 1 & ".im Orts-
teil Degernau der Gemeinde Wu t 6 sp¢c h.in gle ﬁ';wgéﬁd—
kreis Waldshut.

I. Lage und Umfang (< iﬁﬂi A1 \\
kfl

Das Planungsgebiet liegt im norddstlichen Sledlungsberelch
des Ortsteiles Degernau, Ostlich der dortigen Ortsdurchfahrt
der LandesstrafBle 163a in Richtung Klettgau-Erzingen. Es um-
fasst als ersten Teil einer dort vorgesehenen Gesamtfliache
rd. 1,83 ha bisher landwirtschaftlich genutzter Fl&che, mit
einer Tiefe von etwa 100 m i.M. und leichtem Anstieg nach

Norden und Osten.

IT. Bedarf und Einordnung

In dem 1974 genehmigten Flachennutzungsplan des Planungsver-
bands " Unteres Wutachtal " war das gesamte Gewann "Ackerle"
als neue Wohnbaufldche der Gemeinde Degernau, mit einer Ge-
samtgroBe von 3,2 ha, ausgewiesen. Durch die in Degernau
weiter anhaltende starke Bautdtigkeit wurden zwischenzeitlich
noch vorhandene Bauliicken in uUbrigen Baugebieten weitgehend
gefiillt, sodaB ein dringender Bedarf fiir die Ausweisung des

ersten Bauabschnittes als Bebauungsplan vorliegt.

Stadtebaulich schlieBt sich das Baugebiet im Westen an den
vollzogenen Bebauungsplan "Reckholderreben-Nord", im Siiden
direkt an den Bebauungsplan "Reckholderreben-Rohr" und dessen
vorhandene Bebauung bzw. ErschlieBung an. Somit wird durch den
ersten Abschnitt dieses Bebauungsplanes eine siedlungsgeogra-

fische Abrundung erreicht.

Vorbereitend wurde die kiinftige Erweiterung auf den Umfang ge-
mdB Fldchennutzungsplan planerisch konzipiert, was aufgrund
der Hanglage insbesondere hinsichtlich der StraBenfithrung er-

forderlich war.



IIT. Bauweise und Nutzung

Bei durchweg offener Bauweise soll das Baugeblgt dUSbchlzeﬁ—

lich dem Wohnen in bester Sudwes&kﬁrientlerung dléneﬁ. Durch
lockere Gruppierung ist eine gliedernde, auch abschirmende
Durchgriinung gesichert, die einen hohen! WthwErt uhéiﬂaneben

die landschaftliche Einbindung mit einer nach Sudosten anschlles-

senden Bewuchsgruppe erbringt. : : 33 f

In Einzelbebauung kann das Baugebiet in 15 Gebaudenrb@i/rech—
nerisch 1 1/2 Wohnungen/Gebiude insgesamt etwa" 23‘W6hﬁé1nhelten
fiir somit etwa 60 Einwohner aufnehmen. Die zu erreichende Sied-
lungsdichte betridgt dabei 33 Einw./ha Bruttosiedlungsfliche.
Nach Abzug der Flachen fiir den offentlichen Bedarf verbleibt

eine neue Netto-Wohnbauflache von rd. 1,55 ha.

IV. ErschlieBung und Kosten

Zur straBenmdBigen ErschlieBung ist eine neue Strafle in Mittel-
lage durch das Baugebiet, mit Umgestaltung der unteren Einbin-
dung in die vorhandene GemeindestrafBle erforderlich. Sie hat
nach ingenieurmdssiger Planung i.M. 8 % Steigung zu iilberwinden
und endet vorldufig in einem als Wendehammer ausgebildeten Ab-
gang in das kiinftige Erganzungsgebiet. Die Anschliisse an das
Wasserversorgungsnetz sowie die zentrale Kanalisation zur Klar-
anlage sind nach jeweiliger Netzerganzung sichergestellt. Die
liberschlagig ermittelten Kosten, welche fir diese MaBnahmen

entstehen, betragen voraussichtlich DM

V. Besondere MaBnahmen

Das Erfordernis filir die Aufstellung eines Sozialplanes i.S.
§ 13a BBauG ist nicht gegeben. Zur Bildung von zur Bebauung
geeigneter Grundstiicke ist eine Neuvermessung erforderlich.

Grundlage dafiir bildet der Bebauungsplan.

Wutodschingen - Rheinfelden, den |t i 1976
Biirgermeisteramt Der Planer: ;;7
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Anderung

der Bebauungsvorschriften -Textteil- zum Bebauungsplan "Ackerle"
der Gemelnde Wutdschingen, Ortsteil Degernau, vom 18. Juni 1979

A. Rechtsgrundlagen:

Aufgrund des Baugesetzbuches (BauGB) i.d.F. der Bekanntmachung
vom 8. Dezember 1986 (BGBl. I S.2253), gedndert durch Gesetz vom
25. Juli 1988 (BGBl. I S5.1093, 1137) i.v.m. §§ 1 - 23 der Bau-
nutzungsverordnung (BaulNV0O) 1.d.F. vom 23. Januar 1990 (BGBl. I
$.132), der Landesbauordnung (LBO) i.d.F. vom 28. November 1983
(GB1.5. 770, ber. GBl. 1984 S.519), gedndert durch Gesetz vom 1.
April 1985 (GB1.S.51) und 22. Februar 1988 (GBl.S. 53, 66) sowie
dem Gesetz zur Erleichterung des Wohnungsbaues im Planungs— und
Baurecht sowie zur Anderung mietrechtlicher Vorschriften
(WoBauErlG) vom 17. Mai 1990 (BGBl.I S.926) werden folgende bau-
rechtliche Festsetzungen gedndert:

Anderung Teil B. Festsetzungen:

IT. MaB der baulichen Nutzung:

§ 5 Zuldssiges MaB der baulichen Nutzung

1. § 5 Abs. 3 erhdlt folgende Fassung:

Im gesamten Planungsgebiet sind gem. § 9 Abs.I Nr. 6 des BauGB
Wohngebdude mit nicht mehr als 3 Wohnungen zuldssig.

Im Ubrigen bleiben die Bebauungsvorschriften -Textteil- vom 18.
Juni 1979 unberiihrt.

Wutdschingen, den 18.09.1991

Der Bilirgermeister: fﬁﬁﬁﬁﬁb LAKD 4zﬁ$iﬁaﬁﬂr
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GEMEINDE
WUTOSCHINGEN

Satzung

~ iiber die Anderung des Bebauungsplanes
"Ackerle" der Gemeinde Wutdschingen, Ortsteil Degernau

Nach § 10 des Baugesetzbuches in der Fassung vom 8. Dezember 1986
(BGB1.I 5.2253), § 73 der Landesbauordnung fiir Baden-Wirttemberg
in der Fassung vom 28. November 1983 (GBl1.S. 770), in Verbindung
mit § 4 der Gemeindeordnung fiir Baden-Wirttemberg in der Fassung
vom 3. Oktober 1983 (GB1.S. 578), zuletzt gedndert durch das Ge-
setz zur Anderung kommunalrechtlicher Vorschriften vom 18. Mai
1987 (GB1.S.161), hat der Gemeinderat der Gemeinde Wut&schingen
in seiner 6ffentlichen Sitzung vom 21.10.1991 die Anderung des
Bebauungsplanes "Ackerle", Ortsteil Degernau, als Satzung be-
schlossen.

§ 1
Inhalt der Anderung

Die geltenden Bebauungsvorschriften fiir den bisherigen Planbe-
reich vom 18. Juni 1979 erhalten bei § 5 Abs.3 (zuldssiges MaB
der baulichen Nutzung) eine gednderte Fassung.

§ 2
Bestandteile der Bebauungsplandnderung

1. Begrindung zur Anderung des Bebauungsplanes vom 18.7.1991.
2. Anderung der Bebauungsvorschriften -Textteil- vom 18.9.1991.

§ 3
Ordnungswidrigkeiten
Ordnungswidrig im Sinne des § 74 LBO handelt, wer den aufgrund

von § 9 Abs.4 BauGB in Verbindung mit § 73 LBO ergangenen Be-
standteilen dieser Satzung zuwiderhandelt.

§ 4
Inkrafttreten
Die Bebauungsplandnderung tritt mit der ortsiiblichen Bekanntma-
chung nach § 12 BauGB in Kraft.

Wutdschingen, den 22.10.1991

5 )
A>T . BT om0
s angezelgt am 2. 5 L. 28
= e s e e . e e -«n. g.}-,;‘ ",. “
~Albicker, Burgermeister 4@\ Lo LA ATEARIT WALDSHUT
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GEMEINDE WUTOSCHINGEN

Anderung des Bebauungsplanes "Ackerle"
Orsteil Degernau

Aunsfertigunigyg

Der textliche Inhalt der Bebauungsplandnderung i.d.F. vom

18.09.1991 stimmt mit dem SatzungsbeschluB des Gemeinderates der
Gemeinde Wutdschingen vom 21.10.1991 {iberein.

w1 SALDSHUT




GEMEINDE

WUTOSCHINGEN

Anderung des Bebauungsplanes "Ackerle",

Ortsteil Degernau

Satzungsentwurf, Begriindung und Anderung der Bebauungsvorschriften
aufgestellt am 18,07.1991

1. Anderungssatzung, Begrindung und #Anderung
' der Bauvorschriften
I vom 18.07,1991

Wutéschingen, den 18.07,1991

2, Billigung des Anderungssatzungsentwurfes
einschl. Begriindung und geénderte Bebau-
ungsvorschriften sowie Beschlup iiber die
offentl. Auslegung des Entwurfs mit Begriin-
dung druch BeschlupB des Gemeinderats

.08.1991

3. Ortsiibliche Bekanntmachung iiber Ort und
Dauer der &ffentlichen Auslegung gemip
§ 3 Abs. II BauGB i.V.m. § 2 Abs, III
WoBauErlG erfolgte am 29,08, 1991

| /

4, o6ffentliche Auslegung des Anderungssat-
zungsentwurfs mit Begriindung und geénder-
ten Bebauungsvorschriften gemdp § 3 Abs.
II BauGB i.V.m. § 2 Abs, III WoBauErlG
vom 09.09.1991
bis 09.10.19

e~
Wutdschi gé‘ﬁ'";f“@HO. 10,1991
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5. SatzungsbeschluB gem#B § 10 BauGB
i.V.m, § 4 GemO erfolgte
am 21,10,1991

-

6. Die Anderungssatzung bestehend aus dem Sat-
zungstext, der Begriindung und der Anderung
der Bebauungsvorschriften wurde
am 22.10.1991 ausgefertigt.

Wutdsch i}ggfm;‘“ﬁr?ﬁ'-gz. 10.1991
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7. Anzeige bzw. Genehmigung der Bebauung-
planénderung geméB § 11 BauGB i.V.m.

§ 2 Abs, IV WoBauErlG erfolgte

am 22,10,1991
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8. Ortsiibliche Bekanntmachung der Genehmi-
gung bzw. des Anzeigeverfahrens un damit
Inkrafttreten der Bebauungsplan&nderung
gemaB § 12 BauGB erfolgte
am 19.12.1991

wUtaschin!llh 19.12.1991
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GEMEINDE
WUTOSCHINGEN

BEGRUNDUNG

zur Anderung der Bebauungsvorschriften zum Bebauungsplan
"Ackerle" der Gemeinde Wutdschingen, Ortsteil Degernau

Um das Abwandern einheimischer Familien zu verhindern, benotigt
die Gemeinde Wutdschingen dringend neuen Wohnraum. Zur Zeit der
Planungsdnderung sind bereits lber 30 einheimische Familien als
Wohnungssuchende vorgemerkt. Da dieser Bedarf weiterhin steigende
Tendenz aufweist und durch die derzeit vorhandenen M&glichkeiten
nicht gedeckt werden kann, beabsichtigt die Gemeinde durch die
Zulassung von mehr Wohnungen und die Zulassung des Ausbaues wvon
Dachgeschossen im Bereich bereits in Kraft getretener Bebauungs-
pldne dem Abwandern von Einwohnern der Gemeinde entgegenzuwirken.

WutOGschingen, den 18.07.1991 angezelgt am D F
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Gemeinde ...lebenswert
Wutdschingen -@

Satzung

Uber die 2. Anderung und Erweiterung des Bebauungsplanes
,Ackerle*, Degernau

Aufgrund § 10 des Baugesetzbuches (BauGB) i.d.F. vom 23.09.2004 (BGBI.

S. 2414), zuletzt geadndert durch Art. 1 des Gesetzes zur Erleichterung von
Planungsvorhaben fiir die Innenentwicklung der Stadte vom 21.12.2006 (BGBI. | S.
3316) sowie § 4 der Gemeindeordnung Baden-Wirttemberg i.d.F. 27.07.2000 (GBL. S.
582, ber. S 698) zuletzt gedndert durch das Gesetz zur Anderung der
Gemeindeordnung und der Landkreisordnung vom 14.02.2006 (GBL. S. 20) hat der
Gemeinderat der Gemeinde Wutéschingen am 20.04.2009 die 2. Anderung und
Erweiterung des Bebauungsplanes ,Ackerle”, Gemarkung Degernau als Satzung
beschlossen.

§1
Raumlicher Geltungsbereich

Far den raumlichen Geltungsbereich der Bebauungsplanénderung bzw. -erweiterung
ist der Lageplan mit den zeichnerischen Darstellungen vom 20.04.2009 maRgebend.

§2
Inhalt der Bebauungsplandnderung bzw. -erweiterung

Der Inhalt der Bebauungsplananderung bzw. -erweiterung ergibt sich aus der
zeichnerischen Darstellung des Lageplanes in der Fassung vom 20.04.2009 sowie
des Textteiles in der Fassung vom 20.04.2009.



§3
Bestandteile der Satzung

Die Bebauungsplandnderung besteht aus:

1. Zeichnerischer Teil (Lageplan) vom 20.04.2009
2. Textteil (Bebauungsvorschriften) vom 20.04.2009
3. Begrindung vom 20.04.2009

§4
Inkrafttreten

Die 2. Anderung und Erweiterung des Bebauungsplanes ,Ackerle“, Degernau tritt mit
der ortstblichen Bekanntmachung nach § 10 Abs. 3 BauGB in Kraft.

“VBgGschi egr den 20.04.2009
2 )
%Y

) IE‘, Bilrgermeister

Ausfertigung

Es wird bestatigt, dass die 2. Anderung und Erweiterung des Bebauungsplanes
,Ackerle“, Degernau in der Fassung vom 20.04.2009 dem Satzungsbeschluss des

Gemeinderates vom 20.04.2009 zu Grunde liegt und dem Satzungsbeschluss
entspricht.

4 .
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2. Anderung der Textteils der Bebauungsvorschriften
zum Bebauungsplan ,,Ackerle”,
Gemarkung Degernau

Die Festsetzungen der Bebauungsvorschriften werden wie folgt geandert bzw.

2)

%)

6)

3)

erganzt (Ergdnzung in Sperrschrift/Fettdruck):

Ill. Bauweise und Uberbaubare Grundstucksflache

§7

Uberbaubare Grundstiicksflache

Auf den als nicht Uberbaubar ausgewiesenen Grundsticksflachen sind Neben- und
Versorgungsanlagen im Sinne des § 14 BauNVO zuléssig, soweit sie keine oberirdischen
Gebaude sind. Diese Einschrdnkung (oberirdische Gebéude) gilt nicht fiir den
Geltungsbereich der Bebauungsplandnderung vom 20.04.2009.

§8

Gestaltung der Bauten

Die Hohe Oberkante Decke Uber Keller- bzw. Sockelgeschof ist méglichst gering zu
halten. Sie darf bei Gebauden talseits von StraRen nicht tiber 0,30 m Uiber Fahrbahn-
bzw. Gehwegbund betragen. Diese Einschrdnkung gilt nicht fiir den Geltungsbereich
der Bebauungsplandnderung vom 20.04.2009. Uberschreitungen sind ausnahmsweise
nur dort zulassig, wo sie wegen der Kanalisationshéhen unvermeidbar sind.

Die Traufhdhe, festgelegt als Schnittpunkt der AuRenkante der Gebaude mit der
Dachflache, darf bergseitig nicht mehr als 3,50 m, fiir den Geltungsbereich der
Bebauungsplandnderung vom 20.04.2009 nicht mehr als 4,50 m, iber dem
gewachsenen, unveranderten Gelande betragen. Weiter wird fiir den Geltungsbereich
der Bebauungsplandnderung vom 20.04.2009 die max. mégliche Traufhdhe fiir
Dachgauben und Wiederkehren mit 5,50 m festgesetzt.

§9

Garagen und Einstellplatze

Die Décher von freistehenden Garagen sind als Flachdacher auszubilden. Die Héhe tber
dem eingeebneten Gelande darf, auch talseitig, nicht tber 2,50 m betragen. Im
Geltungsbereich der Bebauungsplandnderung vom 20.04.2009 kénnen die
Garagendécher auch als Pult- oder Satteldidcher ausgebildet werden. Die Traufhéhe
darf aber auch dort nicht iiber 2,50 m betragen — die Dachneigung hat sich am
Hauptdach zu orientieren.



Wutdschingen, den 20.04.2009

Blrgermeister



Begriindung

zur 2. Anderung und Erweiterung
des Bebauungsplanes "Ackerle", Degernau

1. Erffordernis der Planung

Der Bebauungsplan ,Ackerle”, Degernau, wurde am 18. Juni 1979 als Satzung
beschlossen.

Eine erstmalige Anderung des Bebauungsplanes erfolgte mit Beschluss des
Gemeinderates vom 21.10.1991, wobei sich die Anderung allerdings seinerzeit
darauf beschrankte, die zulassige Anzahl von Wohnungen der einzelnen
Wohngeb&ude von bislang max. 2 auf neu max. 3 heraufzusetzen, um so dem
dringenden Bedarf an weiterem Wohnraum Rechnung tragen zu kénnen.

Zwischenzeitlich ist das dem Bebauungsplan zu Grunde liegende Gebiet bis auf ein
im Gemeindeeigentum verbliebenes Grundstiick Flst.Nr. 880 vollends bebaut. Auf
Teilen dieses Grundstiick wurde bislang eine provisorische Wendeplatte angelegt,
sodass die Ubrig bleibende Grundstiicksrestflache flr eine sinnvolle Bebauung
derzeit nicht ausreicht und das Grundstlick deshalb nicht vermarktet werden kénnte.

Da die Option einer evtl. in Zukunft denkbaren ErschlieBung eines angrenzenden
Neubaugebietes ,Ackerle II* grundsétzlich aufrechterhalten werden sollte, konnte
bislang keine endgultige Entscheidung getroffen werden, inwieweit die Wendeplatte
dauerhaft benétigt wird und damit vollstandig hergestellt werden kénnte (bei einem
endgiiltigen Verzicht auf das Neubaugebiet ,Ackerle 11*) oder diese gegebenenfalls
auch entfallen kann (bei einer Umsetzung von ,Ackerle II* - einhergehend mit einer
straBenverkehrlichen Weiterflhrung der bisherigen ErschlieBungsstrale ,Im
Ackerle").

Im konkreten Zusammenhang einer zukinftig mdglichen ErschlieRung des
Neubaugebietes ,Ackerle Il stand auch die weitere Nutzung des sudlich an das o.g.
Flst.Nr. 880 angrenzende gemeindeeigenen Grundstick Flst.Nr. 881, welches im
derzeit geltenden Bebauungsplan zwar als Griinflache ausgewiesen wurde, jedoch
grundséatzlich fur die Anbindung einer westlichen ErschlieBungsstralle eines
méglichen Neubaugebietes ,Ackerle I1“ vorgesehen war.

Fur die beiden betreffenden Grundstlicke FlIst. Nr. 880 und 881 hat kiirzlich ein
Familienmitglied des Eigentimers des gegeniberliegenden Anwesens Flst. Nr. 879
sowie eine befreundete Familie konkrete Bauabsichten geaufert. Die
bauherrenseitigen Planungen sahen dabei eine relativ massive Bebauung der
beiden Grundstiicke mit zwei Einfamilienhdusern vor, welche jedoch in der Form
nicht die Zustimmung der Gemeinde finden konnten.



Um jedoch dem dringenden Wohnraumbedarf der beiden jungen Familien mit
insgesamt 5 Kindern trotzdem Rechnung tragen zu kénnen, hat die Gemeinde eine
ErschlieBungsplanung erstellen lassen, die unter teilweiser Inanspruchnahme des
(auRerhalb des derzeit festgesetzten Bebauungsplangebietes liegenden)
Nachbargrundsticks Fist. 309 mit einer anteiligen Flache von 564 m? eine
Entzerrung der Einfamilienh&user im Hinblick auf den Geb&udeabstand erméglicht.
Beide Einfamilienhauser werden dabei soweit als moglich von der geplanten
Wendeanlage weg in Richtung Hinterliegergrundstiicksgrenzen geriickt; der
bisherige Zufahrtsweg Flist. 881 wird zwischen die beiden Wohnhéauser verlegt und
verbleibt im Eigentum der Gemeinde als Zufahrtsmdéglichkeit zu den
Hinterliegergrundstticken sowie auch als Moéglichkeit flr eine zukinftig eventuell
doch notwendig werdende verkehrlichen Anbindung des Gebiets ,Ackerle 1",
Gleichzeitig wird im Einklang mit der Planung auch eine endgiiltige Herstellung der
Wendeplatte erfolgen, sodass sich fiir eine evtl. zuklinftige Umsetzung eines
JAckerle II" keine Zwangspunkte ergeben werden.

Allerdings kann die auf den Grundsttcken Fist.Nr. 309, 880 und 881 vorgesehene
Bebauung mit zwei Einfamilienhausern baurechtlich derzeit nicht genehmigt werden,
weshalb zur Schaffung der fiir eine Genehmigung notwendigen baurechtlichen
Voraussetzungen eine Anderung und Erweiterung des Bebauungsplanes erfolgen

musste.

2. Ziel und Zweck der Planung

Mit der Anderung bzw. Erweiterung des Bebauungsplanes sollen die
planungsrechtlichen Voraussetzungen fur den Bau zweier Einfamilienhauser auf den
Grundstuicken Flst.Nr. 309, 880 und 881, Gemarkung Degernau geschaffen werden,
um so gleichzeitig auch den dringend notwendigen Wohnraumbedarf der beiden
jungen Familien abdecken zu kénnen.

3. Inhalt der Plandnderung

Die Anderung des Bebauungsplanes beinhaltet

» eine Erweiterung des bisherigen Bebauungsplangebietes in nordliche Richtung
um eine Teilflache des Grundstiicks FIst.Nr. 309 wie im zeichnerischen Teil der
Bebauungsplandnderung vom 20.04.2009 entsprechend dargestellt. Dadurch

wird die Grenze des Bebauungsplangebietes nach Norden hin abgerundet.

» eine aufgrund der topographisch schwierigen Lage der Grundstiicke notwendige
Anderung der max. méglichen Dachneigung von bislang 18° bis 28° auf neu 18°
bis 40°; eine Neufestsetzung der Baufenster, eine Anpassung von Sockelhthen
und Traufhéhen an die konkret geplanten beiden Einfamilienh&duser, eine
Anderung der Geschossigkeit sowie die Schaffung weiterer

Gestaltungsmaéglichkeiten von Garagen und Nebenanlagen.



4. Raumlicher Geltungsbhereich

Entsprechend des zeichnerischen Teils vom 20.04.2009 beschrankt sich der
Anderungs- bzw. Erweiterungsbereich auf die Grundstiicke Flst.Nr. 309, 880 und 881,
Gemarkung Degernau

5. Auswirkungen der Plandnderungen

5.1. Infrastruktur: keine zusatzlichen Infrastruktureinrichtigen erforderlich.

5.2. ErschlieBung: Die strallenverkehrliche ErschlieRung des
Erweiterungsgebiets erfolgt durch die Gemeinde in Form
einer zwischen beide Einfamilienhduser gelegten
Zufahrtsstrale, die aufgrund einer spater evtl. notwendig
werdenden Anbindung eines Neubaugebietes ,Ackerle I
im Gemeindeeigentum verbleibt. Darliber hinaus
befinden sich die Anschlisse zur Wasserleitung und
Kanalisation im bestehenden Strallenkdrper bzw. im
Bereich der jeweiligen Grundstiicksgrenzen.

Wutéschingen, den 20.04.2009



Bekanntmachungsvermerk

Der Beschluss und das Inkraftireten der Bebauungsplananderung
,Ackerle*, Degernau, wurden im Amtsblatt der Gemeinde Wut&schingen
vom 28. Mai 2009 entsprechend der Bekanntmachungssatzung

ortstblich bekannt gemacht.

Wutéschingen, den 29. Mai 2009
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TEIL 1

OFFENTLICH AUSGELEGEN
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VOM 19.2.79 BIS 30.3.79
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ERFOLGTE AM 26.1.79
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GENEHMIGT RECHTSKRAFTIG
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VOM A% 7C. 79 2T
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PLANUNG GEM. WUTOSCHINGEN

BEBAUUNGSPLAN GEWANN ,, ACKERLE "
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J
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PETER BEHRLE
DIPL:=ING. FREIER ARCHITEKT
7888 RHEINFELDEN
FRIEDR.-EBERT-STRASSE 3 TEL. 8281



-~ Whpaz P
N Lloweg X

Gdewd, g

Drstr 7

_ Emgenage!wsg
: - ._/\\ I

\ 3 Dachshald V ~ D“a 2 s"h-a Ide J ’ ~
—~~ ‘;4 ~ R & \ —~——E N
y / N M
\ i 2 N
fk‘ R i b I 7
: Jm ) (:de\\w'd. f \
“Vor der Y\, Ueberich ,‘\ BIREEY YiNig \
Nachtwaid \ A “s‘dr."/ﬁ\_ RS )

¢

I \ il
‘ L Y

R 5 T

‘e uwhjald

o k /e~ v 7 S

|/ \\\(‘i
vZenhaule \

A SR by
/ A

| N\ ) ' ,,/:/ N Zz X{/v V.
| / > / /
I\SQ:\ 4 ;\\ .
| Auf Dber‘\féeutey/en : 7 Y

) N ) v ~ l.%o\_\:,f._ o
Auf der Besefze o

PN

Wz
r‘"

ul,’__x,

| Ackeflg

""’%/w -,XI,L/'. *41
Weg ) =

4 N .
wald .Distr. .
hlholz
queﬁwne; ’

/ / / . \ \ ) \ N\ N )
e !/ N N SN S /
7/ (EinfangT e S & . - ) = A N ‘(\m_’c bl y

Ja 3}8‘gacker‘n -

2. FERTIGUNG

PLANUNG GEM. WUT

ANLAGE I

Waldshut, der

/

Im Asftrad -~
=

atsamit yvaidsnu
26. Sep. 1973

S

TS AN
e

SCHINGEN

BEBAUUNGSPLAN GEWANN ,, ACKERLE "
-~ ORTSTEIL DEGERNAU -

UBERSICHTSPLAN

M

1: 5000

WUTOSCHINGEN - RHEINFELDEN, DEN 18 Jurt 97
DER BURGERMEISTER:

AN

DER PLANER:

L4
PETER BEHRLE
DIPL.-ING. FREIER ARCHITEKT
7888 RHEINFELDEN
FRIEDR-EBCRT-STRASSE 3 TEL. 8221



	Satzung, Textteil Bebauungsvorschriften, Begründung.pdf
	Änderung, Satzung, Begründung.pdf
	Satzung, 2. Änderung, Lageplan, Begründung, Bekanntmachungsvermerk.pdf
	Bebauungsplan_Zeichnerischer Teil.pdf
	Bebauungsplan_Übersichtsplan.pdf

